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OSTDEUTSCHLAND

Johann Eekhoff*

Ordnungspolitische Überlegungen zur 
Anspruchskrise in der Sozialen Marktwirtschaft
Zur Überwindung der Transformationskrise in Ostdeutschland wird vielfach eine pragmatische 
Wirtschaftspolitik gefordert, die die Verfolgung ordnungspolitischer Grundsätze zurückstellt, bis 

die größten Probleme gelöst sind. Professor Johann Eeckhoff plädiert demgegenüber für die 
Stärkung der Standortattraktivität Ostdeutschlands, damit es zu einem sich selbst tragenden 

Wachstumsprozeß kommt, der Beschäftigung und Einkommen sichern wird.

D ie neunziger Jahre stellen die Wirtschaftspolitik vor 
Herausforderungen, die zum Teil die bisherige Rol

lenverteilung zwischen Wirtschaft und Staat in Frage 
stellen. Trotz der generellen Erkenntnis, daß die Soziale 
Marktwirtschaft den zentralgesteuerten sozialistischen 
Wirtschaftssystemen überlegen ist, gibt es eine Vielzahl 
von Bestrebungen, das System der Sozialen Marktwirt
schaft erheblich zu verändern.

Gefordert wird vielfach eine pragmatische Wirtschafts
politik, bei der ordnungspolitische Grundsätze zumindest 
so lange zurückgestellt werden sollten, bis die größten 
Probleme gelöst seien. Damit wird die Frage aufgewor
fen, ob die Soziale Marktwirtschaft eine Schön-Wetter- 
Veranstaltung ist, mit der außergewöhnliche Situationen 
nicht bewältigt werden können. Bei der wirtschaftlichen 
Umstellung in den neuen Bundesländern, in Mittel- und 
Osteuropa sowie in den Nachfolgestaaten der Sowjet
union scheinen außergewöhnliche staatliche Eingriffe in 
das Wirtschaftsgeschehen allseits akzeptiert zu werden.

Im Wettbewerb zwischen den westlichen Industrie
nationen und Wirtschaftsblöcken werden ebenfalls ver
stärkte staatliche Eingriffe gefordert. Der Staat soll sich 
nach diesen Vorstellungen für die Entwicklung der Hoch
technologie und für den Ausbau entsprechender Sekto
ren einsetzen. Dabei wird nicht nur an die Forschung ge
dacht, sondern auch an unmittelbare Hilfen für Unterneh
men und an einen zumindest vorübergehenden Schutz 
heimischer Märkte.

Die Wirtschaftspolitik in Deutschland ist seit 1990 ent
scheidend geprägt durch den Einigungsprozeß. Für die 
Umstellung des sozialistischen Wirtschaftssystems auf

Prof. Dr. Johann Eekhoff, 51, ist Staatssekretär im 
Bundesministerium für Wirtschaft in Bonn.

eine Soziale Marktwirtschaft gab es weder einen fertigen 
Plan noch ein einfaches Rezept. Niemand wird bestrei
ten, daß pragmatische und unkonventionelle Maßnah
men erforderlich waren, wie etwa bei der Währungs
umstellung, der Einführung sozialer Sicherungssysteme, 
der Erstausstattung der Länder und Kommunen mit finan
ziellen Mitteln, dem Aufbau der Verwaltung sowie der Pri
vatisierung von Unternehmen, Grundstücken und Ge
bäuden. Inzwischen zeigt sich aber, daß einige als Über
gangsmaßnahmen gedachten Eingriffe noch lange bei
behalten werden sollen und möglicherweise zu dauerhaf
ten Änderungen führen.

Nicht nur in Ostdeutschland, sondern in Gesamt
deutschland wurde in den letzten drei Jahren der Versuch 
unternommen, mehr zu verteilen als produziert wird. Die 
Verteilungsfrage rückte in den Vordergrund, ohne Rück
sicht darauf, daß Verteilbares entsteht. In Ostdeutsch
land hat sich die Entwicklung der Löhne, Renten und 
Sozialleistungen völlig von der wirtschaftlichen Leistung 
gelöst. Den Ausgaben der Ostdeutschen stehen nur zu 
gut 50% eigene Leistungen gegenüber. Im Jahre 1991 
betrug die Lücke zwischen den in Anspruch genomme
nen und den selbst erstellten Leistungen 172 Mrd. DM, im 
Jahre 1992 waren es 195 Mrd. DM und in diesem Jahr 
wird das Leistungsdefizit vermutlich auf mehr als 
200 Mrd. DM steigen. Die Schere zwischen Ansprüchen 
und Leistungen öffnet sich also weiter.

In der gleichen Zeit sind die übrigen Ansprüche an die 
Gesamtwirtschaft nicht entsprechend verringert worden, 
sondern im Gegenteil sind auch hier die Ansprüche 
schneller gestiegen als die wirtschaftliche Leistungs
kraft. Die Folgen sind eine zunehmende Verschuldung, 
steigende Kosten und steigende Preise, der Verlust der 
Wettbewerbsfähigkeit, der Verlust von Arbeitsplätzen, 
eine zunehmende Arbeitslosigkeit und stagnierende oder

* Vortrag gehalten am 20. April 1993 im HWWA-Institut für Wirtschafts
forschung-Hamburg.
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gar sinkende Realeinkomren für die meisten Bürger. 
Das heißt: Deutschland ist litten in einer Rezession, die 
durch rezessive Tendenzerin den meisten Industriena
tionen verstärkt wird.

Welche Auswege gibt esaus der Rezession und aus 
der Strukturkrise in Ostdetschland? Diese Frage läßt 
sich auch so formulieren:A/ie kann das massive Un
gleichgewicht zwischen Anorüchen und wirtschaftlicher 
Leistung, insbesondere zwichen Löhnen und Produktivi
tät, schnell überwunden weden?

Rezessions- und Stukturkrisenprobleme

Der bisher beschrittene Veg, die Produktivität in Ost
deutschland durch eine umingreiche Förderung von In
vestitionen zu erhöhen, istrichtig. Aber es ist unreali
stisch zu erwarten, daß die Kapitalausstattung der ost
deutschen Wirtschaft in wnigen Jahren auf das west
deutsche Niveau gebrachtverden kann. Alle Experten 
weisen darauf hin, daß Wehstumsraten von mehr als 
10% pro Jahr und extreme Spar- und Investitionsquoten 
erforderlich sind, wenn ds westdeutsche Niveau in 
15 Jahren erreicht werden oll.

In der Lohnpolitik wird abr so getan, als würde schon 
1995 oder 1996, also in zwebis drei Jahren, die westliche 
Produktivität erreicht. Gerlide und Hans-Werner Sinn 
lassen keinen Zweifel an den Folgen dieser Politik: 
„Selbst der größte Optimist ann nicht erwarten, daß eine 
solche Politik mit der Foiexistenz industrieller Wirt
schaftstätigkeit in Ostdeutchland vereinbar ist.“ 1 Sie 
sprechen von einem Katastrphenszenario, das durch die 
Hochlohnstrategie vorgezeihnet werde. Lohnsteigerun
gen von 40% wie im verganenen Jahr und mehr als 10% 
oder gar 20% in diesem Jahführen unmittelbar zum Ver
lust von Arbeitsplätzen ir Ostdeutschland. Mittelbar 
steigt auch die Arbeitslosigeit in Westdeutschland, das 
vor allem die sozialen Folgkosten der Hochlohnpolitik 
trägt.

Deshalb lassen sich die lezessionsprobleme und die 
Strukturkrisenprobleme nict mehr voneinander trennen. 
Es ist keineswegs ausgesclossen, daß alle konjunktu
rellen Erholungstendenzen urch die belastenden Fakto
ren der ostdeutschen StrKturungleichgewichte über
kompensiert werden.

Um das zu vermeiden, sih gewaltige Kraftanstrengun
gen erforderlich:

□  Die Löhne in Ost- und Wstdeutschland müssen von 
den regionalen Knappheitsedingungen bestimmt wer
den.

1 G. S i n n ,  H.-W. S i n n :  Kaktart: Volkswirtschaftliche Aspekte 
der deutschen Vereinigung, Tübinpn 1991, S. 167.

□  Die produktivitätssteigernden Maßnahmen in Ost
deutschland -  insbesondere im Infrastrukturbereich -  
müssen noch über viele Jahre mit großer Intensität fort
gesetzt werden.

□  Für alle zusätzlichen Ansprüche auf staatliche Lei
stungen in Ost- und Westdeutschland muß es ein Morato
rium über mehrere Jahre geben. Die Abgabenlast muß 
wieder verringert, die staatlichen Ausgaben in West
deutschland müssen weiter eingeschränkt werden.

□  Die Bedingungen für Investitionen und Arbeitsplätze 
am Wirtschaftsstandort Deutschland müssen durch ein 
ganzes Bündel an Maßnahmen verbessert werden.

Die Tarifparteien müssen ihre Verantwortung für die 
Beschäftigung übernehmen -  auch in Ostdeutschland. 
Tarifautonomie kann nicht bedeuten, daß die Tarifpar
teien überhöhte Löhne festlegen und es dem Staat über
lassen, für Arbeitsplätze zu sorgen bzw. die Kosten der 
Arbeitslosigkeit zu tragen. Die Tarifparteien können sich 
nicht darauf berufen, daß der Staat sie ermuntert habe, 
die Löhne schnell anzuheben, oder daß der Staat die 
kurzfristige Lohnangleichung praktisch vorgegeben 
habe. Wer sich auf die Tarifautonomie beruft, wenn der 
Staat zur Lohnmäßigung aufruft-w ie 1991/1992, als der 
Wirtschaftsminister dies vehement gefordert hat - ,  muß 
auch im umgekehrten Fall die volle Verantwortung über
nehmen.

Das Argument, die Ostdeutschen müßten die gleichen 
Preise zahlen wie die Westdeutschen und brauchten des
halb gleiche Löhne, ist nicht zu halten. Erstens gibt es 
auch in Westdeutschland große Einkommensunter
schiede, die nicht deshalb ausgeglichen werden, weil alle 
Haushalte mit den gleichen Preisen konfrontiert sind. 
Zweitens gibt es auch in Westdeutschland regionale 
Lohnunterschiede. Drittens herrscht volle Freizügigkeit, 
d.h., jeder Deutsche kann seinen Arbeitsplatz und Wohn
sitz frei wählen.

Seit wir in Europa einen einheitlichen Binnenmarkt mit 
freiem Güter- und Kapitalverkehr haben, gelten für alle 
transportierbaren Güter beispielsweise auch in Portugal 
grundsätzlich die gleichen Preise wie in Deutschland. 
Daraus wird aber nicht gefolgert, daß die Löhne in Portu
gal auf das westdeutsche Niveau angehoben werden 
müßten. Die Folge für Portugal wäre nämlich nicht eine 
Steigerung des Lebensstandards, sondern eine dramati
sche Arbeitslosigkeit. Auch daran wird deutlich, daß es 
wirtschaftlich unsinnig ist, die Löhne losgelöst weit ober
halb der Produktivität anzusetzen und damit große Teile 
der Erwerbsbevölkerung zur Arbeitslosigkeit zu ver
dammen.

Auch die These, die ostdeutschen Arbeitskräfte wür
den nach Westdeutschland abwandern, wenn sie in Ost
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deutschland nicht gleich hohe Löhne erhielten, rechtfer
tigt die marktwidrige Hochlohnstrategie nicht. Der Druck, 
nach Westdeutschland zu pendeln oder abzuwandern, 
wird durch zu hohe Löhne sogar verschärft, weil Arbeits
und Perspektivlosigkeit viel eher dazu zwingen als eine 
Situation mit relativ gering bezahlter Beschäftigung und 
guten Einkommenserwartungen. Im übrigen entlasten 
die Pendler, aber auch die Abwanderer den ostdeutschen 
Arbeitsmarkt; und sie tragen zur allmählichen Annähe
rung der Löhne bei.

Falsch ist es auch, die Nominallöhne zu vergleichen. In 
Ostdeutschland werden beispielsweise die Mieten-auch 
für Wohnungen gleicher Qualität -  auf lange Sicht niedri
ger sein als in Westdeutschland und insbesondere als in 
den großen Wirtschaftszentren Westdeutschlands. Ähn
liche Reallohnvorteile gibt es bei regionalen Dienstlei
stungen und aufgrund der geringeren Belastung mit Steu
ern und Abgaben.

Ostdeutschland im Standortwettbewerb

Entscheidend sind aber die mittelfristigen Chancen. In 
Ostdeutschland muß es zu einem sich selbst tragenden 
Wachstum kommen. Der ostdeutsche Standort muß 
durch Standortvorteile in den Wettbewerb um Betriebe, 
Investitionen und Arbeitsplätze eintreten. Marktwidrig 
überhöhte Löhne in Ostdeutschland sind für die West
deutschen und die anderen Europäer der beste Schutz 
gegen einen ernsthaften Wettbewerb. Die Ostdeutschen 
müssen vielmehr eine Chance bekommen, ihren Stand
ort attraktiv zu machen, in den Wettbewerb einzutreten 
und ein Magnet für internationales Kapital zu werden. Für 
das Einkommen in einem Staat oder einer Region kommt 
es nicht nur auf die Höhe der Löhne, sondern vor allem 
auf den Grad der Beschäftigung an.

Die Furcht, durch Lohnzurückhaltung zum Niedrig
lohnland zu werden, ist nicht begründet. Im Gegenteil: 
Ostdeutschland wird nur dann zu einer Region mit hohen 
Löhnen, wenn es sich wirtschaftlich lohnt, dort zu inve
stieren, wenn die Arbeitskräfte sich weiterbilden und 
wenn ein gutes Sozialklima entsteht. Arbeitskämpfe, 
hohe Arbeitslosigkeit und damit hohe Sozialkosten und 
hohe Abgaben für Unternehmen schaden dem Standort 
und beeinträchtigen die Einkommenschancen.

Die Strategie, auf Umverteilung zu setzen, also insbe
sondere darauf, daß mit westlichen Steuergeldern und 
über Schulden zu Lasten späterer Generationen in gro
ßem Umfang subventionierte Arbeitsplätze durchgehal
ten und Ersatzarbeitsplätze durch Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen finanziert werden, greift zu kurz. Die Rezes
sion zeigt, daß die Grenzen der Belastbarkeit erreicht, 
wenn nicht schon überschritten sind. Und auch die Ver
schiebung der Finanzierungslasten in die Zukunft hat be

reits solche Dimensionen erreicht, daß allein die Zinsla
sten schon ab 1995 erhebliche Steuererhöhungen erfor
dern. Das bedeutet: Bei einem Strukturwandel, der sich 
über einen Zeitraum von mindestens 10 bis 15 Jahren er
streckt, fallen die Belastungen einer überzogenen Hoch- 
lohn- und Hochkonsumstrategie mitten in die Phase der 
Umstrukturierung.

Die negativen Folgen dieser Strategie treffen auch die 
Bürger in Ostdeutschland, am härtesten die Arbeitslosen 
und von Arbeitslosigkeit bedrohten Beschäftigten. Ein 
Umdenkprozeß ist dringend erforderlich. Es gibt auf 
mittlere Sicht nach wie vor gute Chancen. Diese können 
aber nur genutzt werden, wenn die Arbeitsplatzvernich
tung aufgegeben wird und wenn die Bedingungen auf 
dem Arbeitsmarkt so gesetzt werden, daß schnell nicht 
subventionierte Arbeitsplätze entstehen. Der Wohlstand 
und die Einkommen können nur steigen, wenn das Ar
beitskräftepotential besser genutzt wird und mehr Güter 
und Dienstleistungen erstellt werden.

Ein Umdenken ist auch in Westdeutschland erforder
lich. Der selbstzerstörerische Verteilungskampf muß be
endet werden. Das Schlagwort von der Gerechtigkeits
lücke hat genug Schaden angerichtet. Der vergleichs
weise kleine ordnungspolitische Fehler, aus den Beiträ
gen zur Arbeitslosenversicherung versicherungsfremde 
Aufgaben zu finanzieren, hat zu der völlig falschen 
Schlußfolgerung geführt, die versicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer seien übermäßig belastet worden bzw. hät
ten einen zu geringen Anteil am Sozialprodukt erhalten. 
Das Gegenteil ist richtig. Auch wenn man einen Teil der 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung als Zusatzbela
stung ansieht, bleibt per Saldo eine zu starke Steigerung 
der Arbeitnehmereinkommen in den letzten drei Jahren. 
Die Produktivitätssteigerung ist erheblich hinter den 
Lohnsteigerungen zurückgeblieben. Dies ist der Haupt
grund für den Konjunktureinbruch.

Worauf es jetzt ankommt, ist, die eingetretenen Un
gleichgewichte -  insbesondere auf dem Arbeitsmarkt -  
schnell abzubauen, um die wirtschaftliche Krise zu über
winden und neue Arbeitsplätze zu ermöglichen. Die im 
Rahmen des Solidarpakts getroffenen Entscheidungen 
können nur ein Anfang sein. Hinzu kommen müssen jetzt 
strukturelle Maßnahmen, mit denen die Standortbedin
gungen in Deutschland wesentlich verbessert werden. Es 
geht um längere Maschinenlaufzeiten und um eine effi
zientere Bildung und Ausbildung. Es geht um klare Per
spektiven dafür, wie die Belastungen durch die demogra
phische Entwicklung in den sozialen Sicherungssyste
men aufgefangen werden können, ohne die Wirtschaft 
durch steigende Beitragssätze zu erdrosseln. Es geht 
darum, die Eigeninitiative und die Beschäftigungschan
cen im ostdeutschen Wohnungsbau freizusetzen. Es
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geht um die finanzielle Kasolidierung und wirtschaftli
che Stärkung der Bundeshhn.

International steht die eutsche Wirtschaft in einem 
härter werdenden Wettbewrb. Damit sind nicht nur die 
bestehenden und drohenen Handelsbeschränkungen 
und die zunehmende Blocbildung gemeint. Auch hier 
liegen erhebliche Gefahre, wenn der Protektionismus 
sich verschärft. Dabei ist ce Politik gefordert.

Parallel ist eine Globaliierung und Internationalisie
rung der Märkte festzustelln. Immer mehr Unternehmen 
verstehen sich als „global layers“. Sie kaufen nicht nur 
international ein, sondern \erden auch immer flexibler in 
der Standortwahl für Proaktionsbetriebe. Sie suchen 
systematisch weltweit nachgünstigen Produktionsstand
orten. Dadurch unterlaufersie immer stärker eine natio
nale Politik der Subventiorund Steuerbelastung.

Unternehmen nutzen Sbventionsvorteile gezielt für 
einzelne Produkte und Prouktstufen, und sie entziehen 
sich besonders hohen Steerbelastungen. Dadurch wer
den staatliche Subventione zunehmend zu einem reinen 
Verlustgeschäft. Die zur Fianzierung der Subventionen 
erforderlichen hohen Steisrn vertreiben dagegen die 
„global players“ und trefferdie regional tätige mittelstän
dische Wirtschaft.

Die Chancen, der westdutschen Wirtschaft hohe Ko
sten der Strukturumstellun und der sozialen Sicherung 
in Ostdeutschland aufzubtöen, werden aufgrund dieser 
Entwicklungen tendenziell eringer. Auch deshalb ist ein 
Kurswechsel in Ostdeutscland notwendig und sinnvoll. 
Das heißt: Wir brauchen mhr Marktwirtschaft bei allen 
wirtschaftlichen Entscheiangen. Nur dann kann der 
Staat seine Aufgaben beinrAusbau der Infrastruktur und 
bei der sozialen Absicherug erfüllen.

Wettbewerb der Rgionen als Leitbild

Auch mit Blick auf Europ bleibt es dabei, daß die ein
zelnen Mitgliedstaaten ein eigenverantwortliche Wirt
schaftspolitik betreiben mssen. Das gilt selbst dann, 
wenn es gelingt, eine Wirtsaafts- und Währungsunion zu 
bilden. Regionale und natioale wirtschaftliche Probleme 
können nicht auf die Europische Gemeinschaft abge
wälzt werden.

Leitbild für die weitere wtschaftliche Entwicklung in 
der EG muß der Wettbewerber Regionen bleiben. Trotz
dem ist unverkennbar, dalreinige Mitgliedstaaten grö
ßere Umverteilungsansprühe stellen. Die Diskussion 
über die Strukturfonds zejt Bestrebungen, regionale 
Einkommensunterschiede arch EG-Mittel zu verringern. 
Dafür gibt es keinen generllen Anlaß. Denn jeder EG- 
Bürger genießt volle Freizüigkeit, d. h., er kann in jeder 
beliebigen Region mit den drtigen Arbeitnehmern in den

Wettbewerb treten und eine Beschäftigung aufnehmen. 
Jedes Unternehmen kann dort die Produktion aufneh
men, wo günstige Standortbedingungen gegeben sind.

Daß es auch in der EG einen zunehmenden Wettbe
werb zwischen Standorten und Regionen gibt, wird an 
dem Vorwurf des Sozialdumpings bzw. Lohndumpings 
deutlich. Als Beispiel für Lohn- und Sozialdumping wird 
die Verlagerung der Produktion der Firma Hoover von 
Dijon in Frankreich nach Schottland angeführt.

Es ist schon erstaunlich, daß eine Standortwahl oder 
Standortverlagerung mit dem Begriff des Sozialdum
pings belegt wird. Daran wird auch deutlich, was vielfach 
mit einer europäischen Sozialpolitik bzw. mit sozialrecht- 
lichen Mindeststandards angestrebt wird: Solche Verla
gerungen könnten verhindert werden, wenn überall die 
gleichen sozialen Mindeststandards und Mindestlöhne 
eingeführt würden. Der Wettbewerb zwischen Standorten 
würde stark verringert.

Ein besonderes Interesse an einer Harmonisierung 
der europäischen Sozialpolitik und Lohnpolitik haben die 
Sektoren und die dort beschäftigten Arbeitnehmer in 
Hochlohnländern mit hohem Sozialstandard, die vom 
Strukturwandel bedroht sind. Die Länder mit vergleichs
weise geringer Produktivität und niedrigen Löhnen und 
Sozialstandards wären bei einer europaweiten Anhebung 
der Mindeststandards nicht mehr wettbewerbsfähig und 
würden Arbeitsplätze verlieren. Die gutgemeinte Absicht, 
die Lebensbedingungen der Arbeitnehmer durch höhere 
Mindeststandards zu verbessern, hätte die gleichen Wir
kungen wie die Hochlohnstrategie in Ostdeutschland: 
Die Beschäftigungsmöglichkeiten in Regionen mit niedri
ger Produktivität würden verringert. Die Produktion würde 
aus diesen Regionen abwandern und kaum in die euro
päischen Hochlohnländer, sondern in außereuropäische 
Produktionsstandorte verlagert.

Innerhalb der EG würde der Druck in Richtung Umver
teilung über Strukturfonds weiter verschärft. Der ver
meintliche Vorteil einer verringerten Konkurrenz für 
Unternehmen und Arbeitnehmer in Hochlohnregionen 
wäre nicht von langer Dauer. Sinkende Einkommen in den 
Partnerländern würden die Handelschancen beeinträch
tigen und zu einem permanenten Umverteilungsstreit 
führen.

Damit wird deutlich, daß eine marktwidrige Anhebung 
der Löhne und Sozialstandards nicht zu einer Verbesse
rung der Situation der Arbeitnehmer führt. Es kommt um
gekehrt darauf an, die Beschäftigung zu erleichtern und 
möglichst viel Einkommen zu erwirtschaften. Dadurch er
geben sich auch mehr Möglichkeiten für Sozialmaßnah
men, die nicht an Preisen und Löhnen, sondern an der in
dividuellen Bedürftigkeit ansetzen.

WIRTSCHAFTSDIENST 193/VI 293


